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Statement

des Fraktionsvorsitzenden Dr. Ulrich Noll

zur geplanten Gesundheitsreform
Am Beginn dieses Jahres steht die Gesundheit nicht nur im Zentrum vieler Neujahrswünsche, sondern auch im Mittelpunkt eines Gutachterstreites, der absurde Züge anzunehmen beginnt, der aber zu nichts anderem dient, als von der Tatsache abzulenken, dass die von der großen Koalition auf den Weg gebrachte Gesundheitsreform von Grund auf falsch angelegt ist: 

Da haben sich zwei auf den Weg gemacht, unser Gesundheitswesen zu reformieren und stehen nun vor der Entscheidung, ob sie ein vor Ihnen liegendes, gefährliches Sumpfgebiet rechtsherum oder linksherum umgehen sollen. Uneins wie sie sind, beschließen Sie, geradewegs in die Mitte zu marschieren und landen im Sumpf, einem Sumpf aus Bürokratie, Geldvernichtung und kollektiver Verantwortungslosigkeit. Dieser Sumpf hat einen Namen: Er nennt sich „Gesundheitsfonds“! Die Gutachter sollen nun klären, ob der Sumpf nur 10 Meter oder gar 100 Meter tief ist. Aber Sumpf bleibt Sumpf und wer darin versinkt, ist tot. 
So war ja bemerkenswert, mit welch gewohnt gelassenem Lächeln die Gesundheitsministerin die Aussage des von ihr bestellten Gutachters Rürup hinnahm, der sagte, die unterschiedlichen regionalen Finanzauswirkungen, die er zu begutachten hatte, seien ein Nebenkriegsschauplatz, das Problem sei das Herzstück der Reform, der Gesundheitsfonds – er halte diesen für eine Missgeburt. 
Besonders traurig finde ich, dass die Ministerpräsidenten Oettinger und Stoiber ihr ordnungspolitisches Gewissen erst dann wieder entdecken, wenn es um die Finanzen ihrer Länder geht. Besonders bemerkenswert ist dabei die Rolle des politischen Schwergewichts aus Bayern: Wenn ich mich richtig erinnere war Herr Stoiber zumindest körperlich anwesend bei dem Beschluss, einen Gesundheitsfonds zu etablieren. Vielleicht wusste Herr Stoiber nicht, was er da beschloss oder noch schlimmer, er verließ sich auf die Vorarbeiten die sein Vize Seehofer mit Ulla Schmidt geleistet beziehungsweise sich geleistet hat. Da kann ich Herrn Stoiber nur raten, künftig eher Herrn Seehofers Nächte mit Ulla Schmidt genauer im Auge zu behalten, um nicht zu sagen, zu bespitzeln, als eine Landrätin eigener Couleur im eigenen Land. 
Frau Schmidt ist nämlich dabei die Grundachse unseres Gesundheitssystems, ja unseres Staates zu verändern nämlich die Subsidiarität: Im Gesundheitswesen wird mehr Geld bewegt als im Bundeshaushalt! Wir stehen zum Prinzip der Subsidiarität! Der Staat soll einen schlanken Rahmen vorgeben, innerhalb dessen die Bürgerinnen und Bürger ihre Lebensverhältnisse eigenverantwortlich regeln. Dabei soll den Bürgerinnen und Bürgern größtmögliche Gestaltungsfreiheit gegeben werden. 
Woran krankt denn unser Gesundheitswesen? Daran, dass mit jeder Reform der vergangenen Jahre den Menschen ein Stück Freiheit genommen wurde und die Bevormundung zugenommen hat. Und dies jeweils begleitet von einem Übermaß an Bürokratie. 

Unter dem Motto: Mehr Freiheit wagen und Wettbewerb zu stärken, vollendet ausgerechnet die CDU-Bundeskanzlerin Merkel den Marsch in eine sozialistische Einheitskasse und ein staatlich-planwirtschaftlich gelenktes Gesundheitssystem. Sie nimmt den Krankenkassen das letzte Stück Freiheit, ihren Versicherten unterschiedliche Angebote zu unterbreiten und den Versicherten das letzte Stück Freiheit, den Wettbewerb unter verschiedenen Versicherungsangeboten zu nutzen. 
· der Beitragssatz wird künftig per Rechtsverordnung einheitlich für alle Kassen von Frau Schmidt festgelegt

· das Leistungsangebot wird durch einen gemeinsamen Bundesausschuss einheitlich definiert – die Mitglieder dieses Ausschusses werden künftig von der Gesundheitsministerin berufen – man darf annehmen nach politischer Willfährigkeit, bisher wurden sie immerhin von der Selbstverwaltung demokratisch gewählt

· die Selbstverwaltung aus Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretern wird entmachtet und zum Erfüllungsgehilfen politischer Vorgaben degradiert und der Haushalts- und Finanzhoheit beraubt
· der Gesundheitsfonds wird zu einem monströsen Anwachsen der Bürokratie führen 

Letztlich werden Versicherte und Krankenkassen entmündigt, die aus allen staatlichen Gesundheitssystemen bekannte Einschränkung von Leistungen trifft in aller Regel die Schwächsten unserer Gesellschaft, nämlich Kinder, ältere und chronisch kranke Menschen. Weil wir ein solches menschenunwürdiges System ablehnen, und nicht nur weil Baden-Württemberg überproportional finanziell belastet wird, lehnen wir diese Reform, die kein Problem löst, sondern eher verschärft, rundweg ab. 
Eine echte Reform muss das System vom Kopf einiger weniger Staatsbürokraten wieder auf die Füße der Menschen stellen um die es eigentlich geht nämlich die Versicherten und Patienten und deren Bedürfnisse!
Herrn Oettinger, der sich offensichtlich so schwer tut mit einer klaren Entscheidung empfehle ich, es so zu machen wie die Kandidaten bei „Jauchs wer wird Millionär“:

Herr Oettinger nehmen Sie doch den Publikumsjoker! 
85% aller Menschen in diesem Land lehnen den Umfragen nach diese Reform ab. Wir stehen auf der Seite dieser Menschen und werden dieser Reform im Bundesrat nicht zustimmen!

Wir hoffen, dass wir den Ministerpräsidenten -  wenn er den Publikumsjoker ernst nimmt - dazu bringen können sich nicht nur zu enthalten, sondern mit uns gegen diese Reform zu kämpfen und dies mit einem klaren „Nein“ im Bundesrat.
Um im Bild des Publikumsjoker zu bleiben, ist bei der Frage, wie die Menschen das kommende Jahr einschätzen, eine merkwürdige Diskrepanz in den Umfrageergebnissen festzustellen: Allgemein erwarten mehr als zwei Drittel eine weiter positive wirtschaftliche Entwicklung – für ihre eigene Situation schätzt weniger als ein Drittel das kommende Jahr so optimistisch ein. 
Die Menschen spüren angesichts des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Wandels der vielen hohe Flexibilität abfordert, dass unsere dabei notwendigen sozialen Sicherungssysteme zunehmend brüchiger werden: Sie sind hoch bürokratisch und belohnen die Unverschämten am oberen wie auch am unteren Ende der Skala. Der Ehrliche und Fleißige ist dagegen der Dumme. 
Deswegen glaube ich dass gerade auch mit Blick auf die Familien und ältere Menschen, die erkennbar - nicht zuletzt durch die Mehrwertsteuererhöhung - zu den Verlierern dieser Reformen gehören werden, es verdient haben, dass wir unsere sozialen Systeme so verändern, dass am Ende ein menschenwürdigeres und verständlicheres System der sozialen Sicherung steht. 
Das beste Familienförderprogramm ist für mich nach wie vor das Steuersystem von Hermann Otto Solms: 

- Einfach, Niedrig, Gerecht

- für jedes Familienmitglied gleich hoher Steuerfreibetrag 

- und ein entsprechend angepasstes Kindergeld. 

Es lohnt sich für dieses System zu kämpfen! 

Was wir derzeit erleben mit unzählig vielen Prämien, mal mit Blick auf die eine Schicht dann mit Blick auf eine andere Schicht, das wird Familien nicht nachhaltig ermuntern, dass sie Perspektiven für sich und ihre Kinder sehen. Sie brauchen verlässliche Perspektiven und das nicht nur für das erste Lebensjahr! 

Dazu gehört, dass es nicht sein kann, dass die Tatsache, sich für Kinder zu entscheiden, zum größten Armutsrisiko in Deutschland wird – das dürfen wir nicht akzeptieren. 
Wenn wir von Familie reden denken wir immer zuerst an Eltern und Kinder, aber wir sollten an alle drei Generationen denken, denn die Großeltern gehören auch dazu. Die Enquetekommission „Demografischer Wandel-Herausforderung an die Landespolitik“, die auf unseren Vorschlag hin eingesetzt wurde, hat erstmalig erfreulicherweise nicht nur die Risiken des Demografischen Wandels sondern die Chancen beschrieben. Diese bestehen darin, dass noch nie in der Geschichte drei Generationen so lange und in so großer Zahl gemeinsam leben durften. Zugegebenermaßen häufig nicht mehr im traditionellen Familienverband, aber was hindert uns daran, die Verantwortung, die in Familien traditionell zwischen den Generationen füreinander übernommen wird auch auf die Gesellschaft, auf unsere Gemeinden und Städte zu übertragen: Warum soll nicht der ältere Mensch, auch wenn er keine eigenen Enkel hat, für Kinder und Jugendliche in der Schule und Nachbarschaft eintreten. Und warum sollen Kinder und Jugendliche den älteren Menschen, wenn diese altersbedingt in ihrer Freiheit eingeschränkt sind, nicht etwas davon zurückgeben. Ich glaube das ist eine neu definierte Solidarität zwischen den Generationen. 
Ich komme jetzt zu meinem abschließenden Neujahrswunsch an Sie – er ist wieder medizinisch angehaut: Lassen Sie sich anstecken und stecken Sie andere an mit dem Virus der Freiheit. Viren in geringer Menge können impfen und sie können immun machen, gegen die, 
- die aus den Ängsten der Menschen politisches Kapital schlagen wollen, die z.B. einen Generationenkrieg herbeireden- und schreiben wollen, 
- die den Menschen einreden wollen, sie seien überfordert wenn es darum geht, ihre eigenen Lebensverhältnisse zu ordnen und in die Hand zu nehmen, z.B. wenn es um ihre Gesundheit geht, 
- die die Menschen zu schützen vorgeben, sie aber in Wirklichkeit bevormunden und ihrer Würde und Selbstachtung  berauben 
Wir Liberalen setzen dieser Politik der Angstmacher in allen anderen Parteien eine Politik gegenüber, die Mut macht die Freiheit zu nutzen, für sich selber und andere Verantwortung zu übernehmen. Dann glaube ich, dass das zarte Pflänzchen Optimismus das in Deutschland gerade aufblüht, weiterblühen kann. Ich wünsche Ihnen allen diesen Mut und diese Zuversicht für das kommende Jahr. 
